443 


Das Blatt erſcheint nach 293 20 L Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen : = e, die 
monatlich zweimal, zum e ee 
Preiſe von jährlich M. 6. 

der 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 48/44. 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Kandel und Gewerbe. 
Ar. 19, Berlin, Montag, den 26. Auguſt 1912. — 1 Jahrgang. 


Inhalt: 
I. Nerfonalien: S. 448. 

III. Handels angelegenheiten: 1. Handelsverkehr: Betr. Anleitung zur Unterſuchung won Garnen 
S. 443. — 2. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Funkentelegraphie der Handelsſchiſſe S. 444, — 
3. Verkehr mit Nahrungsmitteln: Betr. Verkehr mit Kuhmilch S. 444. Betr. Ausführung des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes S. 451. — 4. Eichweſen: Betr. Gebührenordnung für eichamtliche Prüfungen uſw. 
außerhalb des eichpflichtigen Verkehrs S. 452. Betr. Eichung der Förderwagen und «Gefäße S. 454. — 
5. Sonſtige Angelegenheiten: Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe S. 454. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Genehmigung gewerblicher Anlagen 
S. 455. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. Niederdruckteſſel S. 455. — 3. Arbeiterverſicherung: 
Betr. Auflöſung beſtehender Ortskrankenkaſſen (88 47, 48 KVG.) S. 455. Betr. Anſtellung der Kaſſen⸗ 
beamten S. 456. Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht S. 457. — 4. Verſicherung der 
Angeſtellten: Betr. Beitragsmonate ($ 51 d. Geſ.) S. 457. 


VI. Richtamtlichen: 1. Entſcheidungen der Gerichte: Die Beſtimmungen des § 129 Gewd. finden 


auf die Haltung und ile Aendern von Lehrlingen in den Großbetrieben, die über den Handwerks⸗ 
betrieb hinausgehen, keine Anwendung S. 458, 459. — 2. Bücherſchau S. 460. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Zu Gewerbeſchullehrerinnen ſind ernannt 
guädigſt geruht, den Eichungsinſpektoren Karl worden an der Handels- und Gewerbeſchule 
von Höegh in Poſen, Dr. Willy Kreitling für Mädchen: 
in Dortmund und Joſeph Schäfer in Breslau 


„ - 0 
den Charakter als Gewerberat mit dem perſön⸗ oa nn Me 
1 * 1 77 2 7 

cen, als Rat vierter Klaſſe zu ver in Rheydt Fräulein Elisabeth Meyer. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Auleitung zur Unterſuchung von Garnen. 


Bekanntmachung. 
Der 8 6 der Anleitung zur Unterſuchung von Garnen vom 15. April 1903 (HMBl. 
S. 140) wird wie folgt abgeändert: 

„Die bei den Prüfungen zu benutzenden Wagen, Gewichte, Längenmaße 
und Meßhilfsmittel (Haſpel uſw.) müſſen amtlich geprüft und beglaubigt ſein. 
ie Prüfung und Beglaubigung kann bei den Längenmaßen und Gewichten 
durch eine Eichung, welche ſich bei den Gewichten auf die Genauigkeit der 
räziſionsgewichte zu erſtrecken hat, erſetzt werden. Die Prüfung und Be⸗ 

glaubigung ſowie die Eichung iſt alle 2 Jahre zu wiederholen.“ 

Berlin, den 5. Auguſt 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Ua. 2380 Im Auſtrage. 
WR Luſensky. 


Anlage 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Funkentelegraphie der Handelsſchiffe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 2. Auguſt 1912. 

Nach dem Erlaſſe vom 18. Mai d. J. (HM Bl. S. 279) ſoll die Verpflichtung der 
Kapitäne oder ihrer Stellvertreter auf das Telegraphengeheimnis bei der Poſt⸗ oder 
Telegraphenanſtalt am Orte des Heimathafens des Schiffes erfolgen. Es unterliegt aber 
keinem Bedenken, daß auf Wunſch der Reederei die Verpflichtung auch bei Reichs⸗Poſt⸗ 
oder Telegraphenanſtalten außerhalb des Heimathafens des Schiffes ſtattfindet. In ſolchem 
Falle hat die Reederei vorher der Poſt⸗ oder Telegraphenanſtalt des Heimathafens mit⸗ 
zuteilen, wo die Verpflichtung gewünſcht wird, damit das Weitere rechtzeitig veranlaßt 
werden kann. 

Ich erſuche Sie, die beteiligten Reedereien hiernach zu verſtändigen. 


Im Auftrage. 
IIb. 6250. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Verkehr mit Kuhmilch. 
Berlin, den 26. Juli 1912. 


An Stelle der durch Erlaß vom 27. Mai 1899 (M. f. H. C. 3996) mitgeteilten und 
durch Erlaß vom 29. Mai 1900 (M. f. H. C. 1769) in einigen Punkten näher erläuterten 
Grundſätze für die Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch ſind künftighin die als Anlage 
beigefügten Grundſätze Polizeiverordnungen, die den Verkehr mit Milch für Zwecke des 
menſchlichen Genuſſes regeln ſollen, zugrunde zu legen. 

Dabei iſt folgendes zu beachten: 

1. Bei der großen Verſchiedenheit in den Verhältniſſen der Milchgewinnung und des 
Milchhandels in den einzelnen Teilen des Staatsgebiets iſt es nicht angängig, ſämtliche 
Beſtimmungen der Grundſätze unterſchiedslos überall zur Anwendung zu 
bringen. Insbeſondere trifft dies für die Vorſchriften über die Milchgewinnung zu, hin⸗ 
ſichtlich deren die Grundſätze ſelbſt unter A V bereits die Möglichkeit einer unterſchiedlichen 
Regelung andeuten. Auch wird z. B. für den Erlaß beſonderer Vorſchriften über den 
Verkehr mit Vorzugsmilch (B der Grundſätze) nicht allerorts ein Bedürfnis vorhanden fein. 
Demgemäß muß vor dem Erlaß von Polizeiverordnungen ſorgfältig, unter Anhörung von 
geeigneten Vertretern oder Vereinigungen aus den Jutereſſentenkreiſen (Landwirtſchafts⸗ 
kammer, Handelskammer) ſowie der öffentlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalten, ge— 
prüft werden, welche Vorſchriften nach Lage der Verhältniſſe angezeigt und durchführbar 
erſcheinen. 

I Im allgemeinen verdienen Polizeiverordnungen für ganze Provinzen oder Negierungs- 
bezirke den Vorzug, weil ſie leichter, als ſolche für einzelne Kreiſe oder Gemeinden, die für 
Produzenten und Handelstreibende gleich wünſchenswerte Übereinſtimmung der Vorſchriften 
herbeiführen. Jedoch muß auch hierin die Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe maß⸗ 
gebend für die Entſcheidung im Einzelfalle ſein. . 

Je tiefer neu zu erlaſſende Vorſchriften in die bisher obwaltenden Verhältniſſe des 
Milchverkehrs eingreifen, um ſo mehr muß Bedacht genommen werden auf hinreichend lange 
Bemeſſung der Friſt bis zum Jukrafttreten der neuen Vorſchriften. 

2. Die bis jetzt den Milchverkehr ordnenden polizeilichen Beſtimmungen legen faſt 
allgemein zu einſeitig den Hauptwert auf einen angemeſſenen Fettgehalt der Milch. Dem⸗ 
gegenüber iſt hervorzuheben, daß neben dem Fettgehalte reinliche Gewinnung der Milch 
und Erhaltung ihrer Friſche bis zur Abgabe an den Verbraucher von ganz beſonderer 
Wichtigkeit find, mithin die Vorſchriften unter A III a und A IVI Abſ. 1 der Grundſätze 
eingehender Berückſichtigung bedürfen. 

Für die als „Vollmilch“ kurzweg gehandelte Milch kann, wenn die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe es zuläſſig erſcheinen laſſen, ein höherer Mindeſtfettgehalt als der in den Grund⸗ 
fügen vorgeſehene von 2,7 v. H. (A IV) feſtgeſetzt werden. 
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Von der Zulaſſung einer Milch unter der Bezeichnung „Halbmilch“ zum Handel ſoll 
künftig gänzlich abgeſehen werden. 

Bei der Aufſtellung von Vorſchriften über die Bezeichnung von Milch als Vorzugs⸗ 
milch uſw. (B J) iſt darauf zu achten, daß die Einfuhr von Milch aus dem Reichsausland 
unter wahrheitsgemäßen Bezeichnungen, wie z. B. Schweizer Milch, Alpenmilch, durch die 
Beſtimmungen nicht unmöglich gemacht wird. 

3. Die deutliche Bezeichnung der Gefäße, aus und in denen der Verkauf von 
Milch erfolgt, iſt weſentlich, damit das Publikum jederzeit in der Lage iſt, eine Kontrolle 
darüber auszuüben, daß ihm Milch der geforderten Sorte und Beſchaffenheit verkauft wird. 
Es wird dementſprechend unter Umſtänden angezeigt ſein, in den Polizeiverordnungen eine 
beſtimmte Mindeſtgröße der Aufſchrift, und zwar in allen ihren Teilen, auf den Gefäßen 
vorzuſchreiben. 

Als nützlich hat ſich mehrfach die Forderung einer leicht wahrnehmbaren unter⸗ 
ſcheidenden Kennzeichnung der Magermilchgefäße, beiſpielsweiſe durch einen roten Streifen 
an den Gefäßen nach Art der Behälter für Margarine, erwieſen. 

4. Für die Frage, unter welchen Umſtänden erhitzte Milch als paſteuriſierte oder 
als fterilifierte anzuſehen iſt (X IV 2 Abſ. 2 der Grundſätze), können im allgemeinen folgende 
Beſtimmungen als Anhaltspunkte dienen: 

Als paſteuriſiert iſt Milch anzuſehen, die auf mindeſtens 70 o C. erhitzt worden iſt. 

Als ſteriliſiert iſt nur ſolche Milch zu bezeichnen, die wenigſtens 15 Minuten lang 
auf mindeſtens 1000 C. in Gefäßen erhitzt worden iſt, deren Offnung während des Erhitzens 
oder unmittelbar danach luftdicht verſchloſſen worden und bis zur Abgabe an den Ver⸗ 
braucher luftdicht verſchloſſen geblieben iſt. wir 

Entſprechende Beſtimmungen können in die Polizeiverordiumgen aufgenommen werden. 
Als wirkſam ſind nur ſolche Paſteuriſierungs⸗ und Steriliſierungsverfahren anzuerkennen 
(A V 2 Abf. 2 der Grundſätze), die bei regelrechtem Betriebe die Erfüllung der genannten 
Bedingungen gewährleiſten. 

Zu verhindern iſt, daß paſteuriſierte Milch, die durch ihre weitere Behandlung 
bakteriellen oder ſonſtigen Verunreinigungen ausgeſetzt geweſen iſt, den Verbrauchern unter 
funf Anſcheine beſonders guter Beſchaffenheit oder Behandlungsweiſe angeprieſen und ver⸗ 
auft wird. a . 

5. Da jetzt faſt im geſamten Staatsgebiet öffentliche Nahrungsmittelunterſuchungs⸗ 
anſtalten zur Verfügung ſtehen, die bei der Durchführung einer geregelten Milchkontrolle 
mit Rat und Tat mitzuwirken berufen ſind, da ferner für die Beurteilung der hygieniſchen 
und veterinären Fragen die beamteten Arzte und Tierärzte als Sachverſtändige zu Gebote 
ſtehen, iſt unſererſeits davon abgeſehen worden, Anweiſungen für die Ausübung der 
Milchkontrolle im einzelnen zu geben. Wir beſchränken uns darauf, zu betonen, daß 
die Wichtigkeit der Milch als Nahrungsmittel und namentlich für die Ernährung im Kindes⸗ 
alter eine dauernde und ausgiebige Kontrolle des Verkehrs erfordert. Dieſe iſt ſowohl in 
Form der Marktkontrolle wie derjenigen durch die öffentlichen Nahrungsmittelunterſuchungs⸗ 
anſtalten und ſonſtigen Sachverſtändigen auszuführen. Es gibt einfache Geräte und Hilfs⸗ 
mittel zur Prüfung auf Schmutzgehalt, Friſche und Fettgehalt der Milch, deren 
Handhabung auch die etwa mit der Entnahme von Nahrungsmittelproben für die Unter⸗ 
ſuchung oder mit der Ausübung der Marktpolizei betrauten Polizeiorgane leicht zu erlernen 
ee ſind. Schmutzgehalt und Friſche der Milch laſſen ſich mit ihrer Hilfe in der Regel 
jo ib her feſtſtellen, daß die zur Herbeiführung einer Beſtrafung nötigen Unterlagen gegeben 
1 0 der Fettgehalt wenigſtens ſoweit, daß der Verdacht einer Fälſchung nahegelegt wird 
und auf Grund deſſen eine geeignete Auswahl von Proben für die chemiſche Unterſuchung 
u: 1 oder Anlaß zu weiteren Ermittelungen für eine etwaige Strafverfolgung 
91 1555 1 Die chemiſche Unterſuchung hat ſich aber auch auf andere Proben als auf 
Gef br 5 Marktkontrolle durch Polizeibeamte als verdächtig befundenen zu erſtrecken. Die 
er en Verderbens der Milchproben während der Einſendung an die Unterſuchungs⸗ 
derbe er ſich vermeiden durch Zuſätze beftimmter, zur Fälſchung der Milch im Handels⸗ 
verkehre nicht gebrauchter Konſervierungsmittel, als welche zumal Senföl und doppelt chrom⸗ 
en in Betracht kommen, nach näherer Weiſung der Unterſuchungsanſtalt. 
ene Bert eanftandungen von Milch muß erwogen werden, ob nach Lage des Falles 
Minder zung oder nur eine Verwarnung am Platze iſt. Namentlich bei unerheblichen 
f ande te von Milch an Fett wird, wenn er nur ausnahmsweiſe bei einem Produzenten 
fein und er feſtgeſtellt wird, Zurückhaltung in der Beurteilung der Schuldfrage angebracht 

in der Regel zunächſt eine zweckdienliche weitere Ermittelung, erforderlichenfalls 


— 


unter Mitwirkung der Unterſuchungsanſtalt, zu erfolgen haben. Dagegen iſt bei erwieſenen 
abſichtlichen Fälſchungen, z. B. durch Wäſſerung der Milch, mit aller Strenge vorzugehen, 
und zwar nicht durch Polizeiſtrafen, ſondern durch Herbeiführung gerichtlicher Beſtrafung 
auf Grund des Nahrungsmittelgeſetzes. 

6. Auch bei der Vornahme der Stallprobe, die in gewiſſen Fällen zum Nachweiſe 
von Fälſchungen nicht wird entbehrt werden können, haben die unter Nr. 5 erwähnten ſach⸗ 
verftändigen Stellen durch Ratſchläge für die Art der Ausführung mitzuwirken. Wir haben 
es Ds für entbehrlich gehalten, unſererſeits beſondere Vorſchriften nach dieſer Richtung 
zu geben. 

7. An manchen Orten iſt es üblich geworden, regelmäßig, etwa in monatlichen oder 
vierteljährlichen Zwiſchenräumen, die Ergebniſſe der Milchkontrolle unter Angabe des Namens 
der Verkäufer und eines Urteils über die Beſchaffenheit der von ihnen vertriebenen Milch 
in den Tagesblättern zu veröffentlichen. Wir finden gegen dieſes Verfahren, das dem 
Publikum erwünſchte Klarheit über die Beſchaffenheit der feilgehaltenen Milch, den Ver⸗ 
käufern Anlaß zum Vertriebe nur einwandfreier Milch bietet, nichts einzuwenden, wenn 
die Veröffentlichung unparteiiſch, unter Beſchränkung auf das Weſentliche und in allgemein 
verſtändlicher Form geſchieht. 

8. Um das Verſtändnis für richtige Gewinnung und Behandlung der Milch in den 
Kreiſen der Landwirte, Molkereibeſitzer, Milchhändler und im Publikum ſelbſt zu fördern, 
muß jedes brauchbare Mittel ergriffen werden. Belehrende Aufſätze in den Tages⸗ 
zeitungen können dafür beſonders geeignet ſein, ebenſo die Verbreitung des im Kaiſerlichen 
Geſundheitsamte bearbeiteten Milch⸗Merkblatts (Verlag von J. Springer, Berlin N.). 
Die Ausübung der Milchkontrolle wird Gelegenheit zur Beſeitigung von Mißſtänden geben. 
Auf die ländlichen Milchproduzenten wird durch die landwirtſchaftlichen Wanderlehrer 
wirkſamer Einfluß ausgeübt werden können. 

Sie wollen die Regierungspräſidenten (Zuſatz für Potsdam: und den Polizeipräſidenten 
zu Berlin) bei Mitteilung der Grundſätze über deren Anwendung dem Vorſtehenden gemäß 
anweiſen und Selbſt in Erwägung ziehen, ob der Erlaß einer einheitlichen Polizeiverordnung 
für die dortige Provinz in Frage kommen kann. 
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schaft, Domänen u N für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Frhr. v. Schorlemer. Luſensky. Holtz. 


M. 6742. — M. f. H. IIb. 5258. — M. f. L. I. A. III e. 6011. 
An die Herren Oberpräſidenten. 


Anlage. 
Grundſütze 
für die 
Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch als Nahrungsmittel für Menſchen.“) 
A. Milch für den allgemeinen Verkehr. 
1. Begriffsbeſtimmung. 

Unter Milch im Sinne dieſer Grundſätze iſt zu verſtehen friſche (unveränderte oder 
entrahmte), gekochte oder ſonſt zubereitete Kuhmilch, ſaure und Buttermilch ſowie Sahne 
(Rahm, Schmand). 

II. Überwachung. 


Der Verkehr mit Milch iſt der geſundheitspolizeilichen Überwachung zu unterſtellen. 
Wer nicht nur vorübergehend Milch an Verbraucher verkaufen will, hat, einerlei, ob die 
Milch im eigenen Betriebe gewonnen oder im Zwiſchenhandel bezogen, ob ſie öffentlich 


) Anmerkung: Auf den Verkehr mit Milch anderer Tiergattungen können die Grundſätze inſoweit 
Anwendung finden, als nicht Veſonderheiten dieſer Tiergattungen dagegen ſprechen. 


feilgehalten oder nur an beſtimmte Beſteller geliefert werden ſoll, vor Eröffnung ſeines 
Handels der Polizeibehörde ſeines Wohnorts und, bei Einrichtung einer feſten Verkaufsſtelle 
außerhalb ſeines Wohnorts, auch der für dieſe zuſtändigen Polizeibehörde Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. In gleicher Weiſe iſt die Aufgabe oder Verlegung des Betriebs und die Einrich- 
tung von Zweigniederlaſſungen anzuzeigen. 


III. Allgemeine Anforderungen an die Beſchaffenheit der Milch. 
Vom Verkehr auszuſchließen iſt Milch, 

a) die fo verunreinigt iſt, daß 0,5—1 Liter davon nach halbſtündigem Stehen in 
einem zylindriſchen oder flaſchenförmigen Glasgefäß aus ganz oder faſt farb⸗ 
loſem Glaſe mit ebenem Boden, deſſen Durchmeſſer ungefähr der Hälfte der 
Höhe entſpricht, bis zu der das Gefäß mit Milch gefüllt iſt, einen deutlich 
wahrnehmbaren Bodenſatz erkennen läßt; . e- 

b) die einen Zuſatz von fremdartigen Stoffen, insbeſondere von Waſſer, Eis oder 
Konſervierungsmitteln erhalten hat; zuläſſig iſt ein Zuſatz von Milcheis bei 
friſcher Milch, von Lab oder Säurebakterien bei ſaurer Milch und ſaurer 
Sahne; . A + . 

) die übelriechend, faulig, verfärbt, blutig, ſchleimig oder bitter it; 

d) die kurz vor oder in den erſten Tagen nach dem Abkalben gewonnen iſt, ſolange 
fie beim Kochen gerinnt oder nach Ausſehen, Geruch und Geſchmack die Eigen- 
ſchaften gewöhnlicher Milch nicht beſitzt; Be ei 

e) von Kühen, deren Allgemeinbefinden erheblich geſtört ift, ſofern nicht ein Tier⸗ 
arzt die Milch für verkaufsfähig erklärt. Krankheiten, deren Vorhandenſein die 
Milch einer Kuh genußuntauglich macht, ſind insbeſondere alle fieberhaften Er⸗ 
krankungen, ferner Entzündungen und Ausſchläge am Euter, andauernde Durch⸗ 
fälle und andere ſchwere Verdauungsſtörungen, krankhafte Ausflüſſe aus den 
Geſchlechtsteilen. - 

Milch von Kühen, die mit Maul- und Klauenſeuche oder mit Tuberkuloſe 
im Sinne des § 10 Abſ. 1 Nr. 12 des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909 
behaftet oder einer dieſer Seuchen verdächtigt ſind, darf nur nach Maßgabe und 
unter Beobachtung der Vorſchriften der §§ 154 ff., insbeſondere des § 162 
Abſ. 1 unter e, und der §8 305, 311 der viehſeuchenpolizeilichen Anordnung 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 1. Mai 1912 
(Reichs⸗ und Staatsanzeiger vom 1. Mai 1912) in den Verkehr gebracht werden; 

f) von Kühen, die mit ſtark wirkenden, in die Milch übergehenden Arzneimitteln 
behandelt werden oder in den letzten drei Tagen behandelt worden ſind, jo be— 
ſonders mit Aloe, Arſen, Brechweinſtein, Arekolin, Nießwurz, Queckſilber⸗ 
präparaten, Jod, Eſerin, Pilokarpin, Strychnin oder anderen Alkaloiden; 

g) von Kühen, die mit ſchimmeligen, fauligen, ranzigen oder ſonſt verdorbenen 
Futtermitteln, mit Rizinuskuchen oder Senftrebern gefüttert worden ſind. 


IV. Bezeichnungen der Handelsmilch. 


I. Als friſche Milch kann nur ſolche Milch gelten, die weder beim Aufkochen noch 
beim Vermiſchen mit gleichen Teilen Spiritus von 70 Volumprozenten gerinnt. 
Friſche Milch darf nur unter den Bezeichnungen Vollmilch (d. h. vollwertige Milch) 
oder Magermilch (d. h. magere, fettarme Milch) in den Handel gebracht werden. 
| Als „Vollmilch“ kurzweg, ohne nähere Kennzeichnung ihrer Beſchaffenheit, darf nur 
ſolche Milch bezeichnet werden, die eine gründliche Miſchung des vollen Gemelkes mindeſtens 
e ed Ben einer Melfzeit N der, and von Vollmilcheis, nichts 
| nichts ; i ogen iſt un f 5 
5 7 Fal enthält 3 von ihren Beſtandteilen entzogen if ie zugleich wenigſtens 2,7 
zollmilch, für die ein Fettgehalt von 2,7 v. H. nicht gewährleiſtet werden ſoll oder 
kann, ist als „Vollmilch zweiter Güte“ oder „Vollmilch mit weniger als 2,7 v. H. 
Fettgehalt“ zu bezeichnen. ' 
3 — 4 fa e e an deren e 11 8 paranıben vorgenommen worden ſind, 
e ee „Magermilch“ bezeichnet werden. Die Angabe eines gewährleiſteten 
Weinbeftfetigeftis daneben iſt geſtattet. ä a! 
1 a kann vorgeſchrieben werden, daß Magermilch nur in beſonders geformten oder 
gefärbten Gefäßen eingeführt, feilgehalten und verkauft werden darf. 
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2. Milch, die einer Behandlung durch Erhitzen auf 70° C und darüber unterworfen 
worden iſt, darf nur unter einer die Tatſache der Erhitzung erkennbar machenden Bezeichnung 
eingeführt, feilgehalten und verkauft werden. Erfolgt das Feilhalten und der Verkauf in 
Flaſchen oder ähnlichen Gefäßen, ſo iſt auf dieſen der Tag der Erhitzung anzugeben. 

Als paſteuriſiert darf Milch nur dann bezeichnet werden, wenn ſie ſpäteſtens 
14 Stunden nach dem Melken mittels eines als wirkſam anerkannten Paſteuriſierungsver⸗ 
fahrens ſachgemäß behandelt worden iſt; als ſteriliſiert nur dann, wenn ſie innerhalb 
gleicher Friſt nach einem als wirkſam anerkannten Steriliſierungsverfahren ſachgemäß be⸗ 
handelt worden und der dabei erforderliche Verſchluß noch unverletzt iſt. 

Bei der Einfuhr, dem Feilhalten und Verkaufen von erhigter Milch iſt ferner anzu- 
geben, ob die Milch Vollmilch oder Magermilch (ſ. A. IV I) iſt. 

Miſchungen von erhitzter und friſcher Milch ſind als ſolche kenntlich zu machen. 

3. Saure Milch (Setzmilch, Dickmilch, Schlippermilch) iſt die auf natürliche Weiſe 
oder durch Zuſatz von Lab oder Säurebakterien geronnene ungekochte Milch. Aus Mager⸗ 
milch gewonnene ſaure Milch iſt beim Feilhalten und Verkaufen als ſolche zu bezeichnen. 

4. Als Buttermilch darf nur die Flüſſigkeit bezeichnet werden, die beim Ver⸗ 
buttern von Milch oder Sahne nach Entfernung des Butterfetts übrig bleibt. Iſt bei der 
gewerbsmäßigen Buttergewinnung ein Waſſerzuſatz gemacht worden, ſo darf dieſer 25 v. H. 
des Butterungsguts nicht überſchreiten und muß beim Feilhalten und Verkaufen ange: 
geben werden. 

5. Sahne, (Rahm, Schmand) iſt die unmittelbar aus Milch gewonnene fettreiche 
Flüſſigkeit ohne fremdartige Zuſätze irgend welcher Art. Sahne ohne nähere Bezeichnung 
und Kaffeeſahne muß einen Mindeſtfettgehalt von 10 v. H. haben, Schlagſahne von 25 v. H. 
Saure Sahne iſt auf natürlichem Wege oder durch Zuſatz von Lab oder Säurebakterien 
ſauer gewordene Sahne von mindeſtens 10 v. H. Fettgehalt. 

6. Andere zu menſchlichen Ernährungszwecken dienende Zubereitungen aus Milch, 
die nach Ausſehen und Geſchmack der Milch ähnlich ſind, müſſen eine genaue, ihre Art 
kennzeichnende Benennung au jedem Verkaufsgefäße tragen. 


V. Milchgewinnung. 


1. Unbeſchadet der Vorſchriften zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten ſind vom 
Melkgeſchäft auszuſchließen Perſonen, die mit näſſenden oder eitrigen Ausſchlägen, Ge— 
ſchwüren oder eiternden Wunden an den unbedeckten Körperteilen behaftet ſind. 

2. Das Melken hat ſauber zu geſchehen. Falls nicht zwingende Gründe entgegen⸗ 
ſtehen, iſt folgendes vorzuſchreiben: Wer melkt, hat ſich vor Beginn des Melkgeſchäfts 
Hände und Unterarme gründlich mit Seife und ſauberem Waſſer zu waſchen. Die Reini⸗ 
gung iſt zu wiederholen, falls während des Melkens die Hände wieder ſchmutzig geworden 
find. Das Euter der Kuh und deſſen Umgebung iſt vor dem Melken durch Abreiben mit 
einem ſauberen trockenen Tuche ſorgfältig zu reinigen; falls das Euter grob beſchmutzt iſt, 
muß es zuvor mit Waſſer abgewaſchen werden. 

3. Die erſten Striche ſind auf den Boden zu melken. Unmittelbar nach der Ge— 
winnung iſt die Milch durch Seihen, Filtern, Zentrifugieren oder auf andere geeignete Art 
von Schmutzteilen zu befreien und möglichſt zu kühlen. 

4. Gebrauchtes Bett⸗ oder Packſtroh darf in Stallabteilungen, in denen Milchvieh 
ſteht, nicht als Streu benutzt werden. Die Erneuerung der Streu und das Füttern iſt 
während des Melkens zu vermeiden. l 

5. Soweit die örtlichen Verhältniſſe es angemeſſen erſcheinen laſſen, können die der 
Milchgewinnung dienenden Ställe und Viehhaltungen ſowie das Verfahren beim Melken 
weitergehenden Beſtimmungen unterworfen werden, die für reinliche Gewinnung und gute 
Behandlung der Milch angezeigt ſind. Hierzu. gehören Vorſchriften über die Verwendung 
geeigneten Materials für Fußböden und Krippen, Beſeitigung der Jauche, regelmäßige 
Reinigung und Lüftung der Ställe, Reinhaltung der Kühe, Sauberkeit der bei der Milch⸗ 
gewinnung beteiligten Perſonen, Reinigung, Kühlung und Aufbewahrung der Milch nach 
dem Melken ſowie etwa erforderliche Kontrollvorſchriften. 


VI. Behandlung der Milch bis zur Übergabe an den Verbraucher. 
1. Die nach AI vom Melkgeſchäft auszuſchließenden Perſonen dürfen auch bei der 
weiteren Behandlung und dem Vertriebe der Milch ſowie zum Reinigen der Milchgefäße 
und Milchaufbewahrungsräume nicht zugelaſſen werden. 
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2. Gefäße, aus denen die Milch fremdartige Stoffe aufnehmen kann, wie Gefäße aus 
Kupfer, Meſſing, Zink, aus gebranntem Ton mit ſchlechter oder ſchadhafter innerer Glaſur, 
aus Eiſen mit ſchadhafter innerer Emaillierung oder innen verroſtete Gefäße, ferner Gefäße aus 
e oder anderem Weichholz dürfen zur Aufnahme von Milch nicht verwendet 
werden. 

Stand⸗ und Verkaufsgefäße mit Ausnahme von Flaſchen müſſen übergreifende Deckel 
haben, die, ſolange Milch in den Gefäßen iſt, außer beim Ein- und Abfüllen ſtets auf: 
liegen müſſen. 

Sämtliche Milchgefäße einſchließlich der Meßgefäße ſind in größter Sauberkeit zu 
halten. Die Reinigung hat mit ſauberem Waſſer zu erfolgen. Die Benutzung von Soda⸗ 
löſungen oder Kalkmilch zur Reinigung iſt zuläſſig, falls eine gründliche Nachſpülung mit 
reinem Waſſer darauf folgt. Die gereinigten Gefäße ſind an einem ſauberen Platze auf 
einem Geſtelle mit der Offnung nach unten aufzuſtellen. 

3. Lappen, Papier, Stroh und ähnliche Stoffe, riſſige oder bleihaltige Gummiringe 
ſind als Verſchluß⸗ und Dichtungsmittel für Milchgefäße nicht zuläſſig. Geſtattet ſind be⸗ 
ſonders hergeſtellte Papierplättchen für den Flaſchenverſchluß bei einmaligem Gebrauche. 

4. Milchgefäße von 2 Liter und mehr Inhalt müſſen eine ſo weite Offnung haben, daß 
die Hand eines Erwachſenen bei der Reinigung des Innern bequem eingeführt werden kann. 
Kleinere Gefäße müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie mittels einer Bürſte leicht und gründ⸗ 
lich zu reinigen ſind. Meßgefäße müſſen mit einer geeigneten Handhabe verſehen ſein, ſo 
daß die Hand des Meſſenden nicht mit der Milch in Berührung kommt. 

5. Zapfhähne an Milchgefäßen oder geſchloſſenen Milchwagen müſſen ſtets ſauber 
gehalten werden. Wenn ſie aus Metall beſtehen, darf dieſes oder ſeine ſtets gut zu er⸗ 
haltende Verzinnung nicht mehr als 1 v. H. Blei oder Zink enthalten. 

6. Auf Milchfuhrwerken dürfen Lumpen und Gefäße mit Waſſer nicht mitgeführt 
werden, Küchenabfälle nur, wenn ſie in beſonderen, feſt verſchloſſenen Behältern aufbewahrt 
ſind. Kranke Perſonen auf Milchfuhrwerken zu befördern, iſt unſtatthaft, ebenſo das Sitzen 
auf Milchgefäßen. Die Milch iſt während der Beförderung vor der Einwirkung der 
Sonnenwärme zu ſchützen. 
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7. Die Gefäße, aus oder in denen die Abgabe der Milch an den Verbraucher er- 
folgt, müſſen an der Seitenwand mit deutlichen, unabnehmbaren Bezeichnungen der in 
ihnen enthaltenen Milchart verſehen ſein. Nur an Flaſchen ſind auch angeklebte oder an⸗ 
gebundene Zettel zuläſſig. Bei geſchloſſenen Milchwagen ſind die Bezeichnungen auf der 
Wagenwand über den Auslaßöffnungen anzubringen. Dieſe Vorſchriften können auf die 
Abgabe der Milch an Milchhändler ausgedehnt werden. Sie finden jedoch keine Anwen⸗ 
dung auf Gefäße, in denen Lieferer einer Sammelmolkerei an dieſe die von ihnen gewonnene 
Milch abliefern, ebenſowenig auf Gefäße, in denen die Molkerei Magermilch an ſolche 
Lieferer zurückgibt. Standgefäße find in den Verkaufsſtätten jo aufzustellen, daß der Kauf⸗ 
luſtige die Bezeichnung ohne weiteres leſen kann. N 

Sofern es die Rückſicht auf eine wirkſame Milchkontrolle erfordert, iſt anzuordnen, 
daß Gefäße mit Milch, die an Milchhändler durch Dritte befördert werden, bis zur Über⸗ 
nahme durch den Empfänger unter Plombenverſchluß zu halten ſind. g 

8. Beim Einzelverkauf aus größeren Gefäßen iſt deren Inhalt vor jeder Entnahme 
gut zu durchmiſchen. Bei Gefäßen, aus denen die Milch durch Zapfhähne entnommen 
wird, iſt dafür Sorge zu tragen, daß durch geeignete Vorrichtungen eine ſtändige Durch⸗ 
miſchung des Inhalts oder durch Umrühren mit einer ſauberen Rühreinrichtung eine 
Miſchung vor jeder Entnahme ftattfindet. 


Die Verwendung von Milchgefäßen jeder Art zu anderen Zwecken iſt verboten. 
10. Die für den Verkauf beſtimmte Milch iſt in Räumen aufzubewahren, die ſtets 
ſauber, insbeſondere möglichſt ſtaubfrei und kühl gehalten, täglich ausgiebig gelüftet, nicht 
110 Wohne, Schlaf- oder Krankenzimmer benutzt werden und mit ſolchen Räumen auch 
a offener Verbindung ſtehen; Verbindungstüren zu ſolchen Räumen find, abgeſehen 
er ni em Augenblicke des Hindurchgehens, geſchloſſen zu halten. Der Fußboden der Räume 
Vert feſt ſein und leichte Reinigung geftatten. In Räumen, die zur Aufbewahrung und zum 
ſick aufe von Milch dienen, dürfen Haustiere nicht gehalten und Gegenſtände, deren Geruch 
= 5 Milch mitteilen kann, außer Molkereiwaren, nicht aufbewahrt werden. 8 
* . Den Polizeibehörden und ihren Organen iſt der jederzeitige Zutritt zu Räumen, 
behalten. Milch zum Verkauf aufbewahrt oder feilgehalten und verkauft wird, vorzu⸗ 
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B. Beſondere Vorſchriften für Vorzugs milch. 


I. Begriffsbeſtimmung. 


Friſche Milch, bei deren Gewinnung, Behandlung und Vertrieb außer den unter A 
gegebenen Vorſchriften auch die nachfolgenden Beſtimmungen beobachtet werden und die 
mindeſtens 3 v. H. Fett enthält, darf als Vorzugsmilch (Kindermilch, Säuglingsmilch, 
Geſundheitsmilch, Kurmilch, Kontrollmilch und unter ähnlichen Bezeichnungen, die eine 
beſonders gute Beſchaffenheit erwarten laſſen) in Verkehr gebracht werden. 

Es kann beſtimmt werden, daß die für Vorzugsmilch geltenden Vorſchriften auch 
gegenüber ſolcher Milch Anwendung finden, die, ohne daß ſie als Vorzugsmilch bezeichnet 
wird, unter Umſtänden in den Verkehr gebracht wird, die die Annahme begründen, daß es 
ſich um Vorzugsmilch handele. 


II. Meldepflicht. 


Wer Vorzugsmilch in den Verkehr bringen will, hat bei der gemäß K II vor Beginn 
des Milchhandels der Polizeibehörde zu erſtattenden Anzeige anzugeben, wo er die Milch 
zu gewinnen oder woher er ſie zu beziehen beabſichtigt. 


III. Gewinnung und Behandlung von Vorzugsmilch. 


1. In Ställen, in denen zur Gewinnung von Vorzugsmilch beſtimmte Kühe auf⸗ 
geſtellt find, darf außer dem Zuchtſtier anderes Vieh nicht untergebracht werden. Der 
Stall muß hell und luftig, mit undurchläſſigen, leicht zu reinigenden Fußböden und Krippen 
und mit guten Vorrichtungen zur Beſeitigung der Jauche verſehen fein, mindeſtens ſoviel 
Raum bieten, daß alle Kühe gleichzeitig ſich legen können, und Wände beſitzen, die bis wenigſtens 
1,50 m Höhe mit undurchläſſigem Belag oder Anſtrich verſehen find. Die Ställe find 
täglich, die Krippen nach jeder Fütterung gründlich zu reinigen, möglichſt ſtaubfrei und 
dauernd in gutem Zuſtande zu halten. 

Im Stalle oder in ſeiner unmittelbaren Nähe muß eine Waſcheinrichtung für die 
melkenden Perſonen vorhanden ſein. 

Unter beſonderen Umſtänden kann angeordnet werden, daß das Melken in beſtimmten 
Abteilen oder außerhalb des Stalles ſtattzufinden hat. 

2. Zur Gewinnung von Vorzugsmilch dürfen nur Tiere dienen, die vom beamteten 
Tierarzt (§ 2 Abſ. 2 des Viehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909, Reichs⸗Geſetzblatt S. 519) 
unterſucht, auch, falls dieſer es für nötig befindet, der Tuberkulinprobe unterworfen und 
geeignet befunden worden ſind. Die Unterſuchung durch den beamteten Tierarzt iſt alle 
3 Monate, eine etwaige Tuberkulinprobe nach deſſen Ermeſſen zu wiederholen. 

Die Kühe ſind täglich und zwar nach Beendigung einer Melkzeit gründlich zu putzen. 
Danach iſt der Stall ausgiebig zu lüften. 

Erkrankte Kühe, insbeſondere ſolche, die von einer der unter A III 10 genannten 
Krankheiten befallen ſind, müſſen aus dem Stalle entfernt oder in eine räumlich abge⸗ 
grenzte Abteilung des Stalles verbracht werden. Ihre Wiedereinſtellung unter die Vor⸗ 
zugsmilchkühe darf erſt erfolgen, nachdem der beamtete Tierarzt fie für unbedenklich er- 
klärt hat. 

N Zur Fütterung der für die Gewinnung von Vorzugsmilch dienenden Kühe dürfen 
nur beſtimmte, in der Polizeiverordnung zu bezeichnende Futtermittel benutzt werden. 

Statthaft ſind namentlich gut gewonnenes Heu, das nicht mit giftigen Pflanzen 
durchſetzt, nicht ſchimmelig, dumpfig, ſtaubig und nicht von Befallpilzen uͤberzogen iſt, 
Stroh von Halmfrüchten von gleicher Beſchaffenheit, Getreidekleie, Getreideſchrot und Lein⸗ 
ſamenmehl. Friſches Grünfutter und Weidegang auf gut beſtandenen Wieſen und Weiden 
find zuläſſig, wenn dieſe Art der Fütterung nicht nur gelegentlich, ſondern regelmäßig für 
längere Zeit erfolgt und ſich der Übergang dazu allmählich vollzieht. Auszuſchließen ſind 
Molkereirückſtände, ferner alle Futtermittel und Futtermiſchungen, die Durchfall oder andere 
Verdauungsſtörungen bei den Kühen erzeugen, der Milch einen ungewöhnlichen Geruch 
oder Geſchmack verleihen oder ſie ſonſt minderwertig machen. Dazu rechnen insbeſondere 
Schlempe, Schnitzel (außer getrockneten), Melaſſe, Rübenblätter, weiße Rüben, Steck-, 
Kohl⸗ und Stoppelrüben, eingeſäuertes Futter, Fleiſch-, Fiſch⸗ und Blutmehl, Pülpe. 

4. Die mit dem Melken befaßten Perſonen haben dabei ſaubere Kleidung und reine 
Schürzen zu tragen. 

5. Beim Melken iſt jedes gefüllte Melkgefäß ſofort aus dem Stalle zu entfernen, 
die Milch alsbald zu filtern, zu ſeihen oder in ſonſt geeigneter Weiſe zu reinigen und, 
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ſoweit fie nicht etwa ſofort vom Verzehrer in Empfang genommen wird, ſogleich möglichſt 
tief zu kühlen und in nicht über 12» C warmen Räumen in Gefäßen ohne Deckel, deren 
Offnung mit Leinentuch oder unbenutztem ſauberen Papier überdeckt iſt, aufzubewahren. 

6. Die in den Handel gebrachte Milch darf nicht vor mehr als 15 Stunden ge⸗ 
hilt ſein und iſt bis zur Ablieferung an den Verzehrer in geeigneter Weiſe kühl 
zu halten. 

Die Milch darf nur in feſt verſchloſſenen, mit Streifband verklebten Flaſchen aus 
ganz oder faſt farbloſem Glaſe in den Verkehr gebracht werden. Nur bei Lieferung in 
Mengen von mehr als 20 Liter täglich an Krankenhäuſer, Krippen und dergl. kann von 
dieſer Vorſchrift Abſtand genommen werden. 


IV. Überwachungsvorſchriften für Vorzugsmilchbetriebe. 


1. Über die zur Lieferung von Vorzugsmilch dienenden Kühe iſt eine Liſte nach bei⸗ 
liegendem Muſter zu führen. Anzugeben ſind für jede Kuh der Tag der Unterſuchung 
durch den beamteten Tierarzt, der Einſtellung der Kuh unter die Vorzugsmilchkühe, der 
Bedeckung, des Abkalbens, Erkrankungen und etwaige zeitweilige Ausſchließung (B III 2). 

2. Für jede Kuh iſt mindeſtens zweimal wöchentlich die während 24 Stunden ge⸗ 
lieferte Milchmenge feſtzuſtellen und in eine Lifte einzutragen, die ſechs Monate lang auf- 
zubewahren iſt. 

3. Der beamtete Tierarzt iſt jederzeit befugt, die Ställe, die Milchkühl⸗ und Auf⸗ 
bewahrungsräume und die Futter- und Milchvorräte zu beſichtigen, die Milchkühe zu unter⸗ 
ſuchen und die Liſten einzuſehen. Die gleiche Berechtigung hat der Kreisarzt, dem außerdem 
die Unterſuchung der mit der Pflege der Milchtiere befaßten Perſonen auf ihren Geſund— 
heitszuſtand freiſteht. 


Muſter. 


Muſter. 


Rantrolliſte 


über die zur Gewinnung von Vorzugsmilch aufgeſtellten Kühe 


des 
ie NEE 

— 
2 ’ 3. Neviſionsvermerk des kontrollie⸗ 
5 Farbe, Ab⸗ m: Tag Tag Zeitweilige ae renden beamteten Tierarztes oder 
& zeichen, Alter] Unter- der Auf-] der Zu⸗ Tag Ausſchließungs Kühe aus der an 
2 und fonftige | ſuchung ſtellung führung] des Ab⸗ [Reihe der zur | Tag Er eb⸗ Etwaige A 
J beſondere [durch den im zum kalbeus] Tag, Dauer, Gewinnung von der Be⸗ e e 
8 Kennzeichen“) . Stall Bullen Grund Ae ſichti⸗ | ſichtt und ſonſtige 
a ierarz W gung gung Bemerkungen 

*) Die Beſchreibung der Kühe if zunehmen, daß fie mit Beſtimmtheit 5 
Erleichterung 5 0 Kühe iſt ſo genau aufzu ö eit erkannt werden können. Zur 


x Erkennung empfiehlt ſich die Verwendung von Ohrmarken oder Hornbränden. 


Betr. Ausführung des Fleiſchbeſchangeſetzes. 


Der B Berlin, den 9. Auguſt 1912. 
18. Juni 19 undesrat hat nach den Bekanntmachungen vom 21. Juni 1912 und vom 
vum 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 403, Zentralbl. f. d. D. R. S. 546, 547) 
N die Bekanntmachung vom 10. Juli 1902, betreffend das Geſetz über die Schlacht⸗ 
ey und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. 1902, S. 242), 


Antag 
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b) die Ausführungsbeſtimmungen A und D zu dem Geſetz über die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 (Zentralbl. f. d. D. R., Beilage zu Nr. 52 
für 1908) und 
e) die Fleiſchbeſchauzollordnung vom 29. Januar /5. Februar 1903 (Zentralb. f. d. 
D. R. S. 32) 
in einigen Punkten geändert. 

Bei inländiſchen Schlachtungen ſind die Vorſchriften über die Behandlung des 
Fleiſches einfinniger Rinder gemildert worden. Bisher mußte das durch Pökelung 
brauchbar gemachte finnige Fleiſch allgemein als bedingt tauglich erklärt und gegebenenfalls 
auf die Freibank verwieſen werden. Dieſe Beſchränkung fällt für das gepökelte Fleiſch 
einfinniger Rinder weg. Fortan darf ſolches Fleiſch ebenſo wie das in Kühlräumen 
21 Tage hindurch aufbewahrte Fleiſch einfinniger Rinder dem freien Verkehr übergeben 
werden. Die vorſchriftsmäßige Durchführung der Pökelung (§ 39 Nr. 4 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen A zum Fleiſchbeſchaugeſetze) wird von den Polizeibehörden in geeigneter 
Weiſe zu überwachen ſein. Zweckmäßig wird dies in der Weiſe geſchehen können, daß die 
Pökelfäſſer während der Pökelzeit unter polizeilichen Mitverſchluß genommen werden. 

Die Anderungen der Vorſchriften über die Unterſuchung des ausländiſchen Fleiſches 
beziehen ſich auf 

a) die Einfuhr von Pferdedärmen und 
b) das Verfahren bei Beanſtandung von Tierkörpern wegen Neſſelfiebers (Back— 
ſteinblattern). 

Die Einfuhr von Pferdedärmen und Därmen anderer Einhufer war bisher verboten. 
Künftig dürfen zubereitete Därme von Einhufern unter den Bedingungen des Fleiſchbeſchau— 
geſetzes zur Einfuhr zugelaſſen werden. 

Nah § 18 Abſ. 1 II A der Ausführungsbeſtimmungen D zum Fleiſchbeſchaugeſetze 
waren bisher bei Feſtſtellung von Neſſelfieber (Backſteinblattern) alle Tierkörper einer 
Sendung zurückzuweiſen, von denen anzunehmen war, daß auf ſie eine Übertragung des 
Krankheitsſtoffs ſtattgefunden hatte. Künftig hat ſich die Zurückweiſung (nach unſchädlicher 
Beſeitigung der veränderten Teile) auf die Tierkörper zu beſchränken, an denen Neſſelfieber 
(Backſteinblattern) oder der Verdacht dieſer Krankheit feſtgeſtellt wird. 

Die Anderungen ſind mit ihrer Verkündung in Kraft getreten. 

Wir erſuchen, die neuen Vorſchriften den beteiligten Dienſtſtellen (einſchließlich des 
Beſchauperſonals) ungeſäumt bekanntzugeben und wegen Durchführung der Beſtimmungen 
über die Pökelung des Fleiſches einfinniger Rinder das Erforderliche zu veranlaſſen. 


Der Minifter für . Der Miniſter Der Miniſter des 
Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Ei 

Domänen und Forſten. Ju Vertretung. 

Im Auftrage. Im Auftrage. Im Auftrage. 0 8985 

Luſensky. Schroeter. Kirchner. ell. 


IA Ille 6632 M. f. L. / IIb 6117 N. f. H. — M 6946 M. d. J.) 11809, TIT 12658 F. M. 


Der Finanzminiſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt. 


4. Eichweſen. 
Betr. Gebührenordnung für eichamtliche Prüfungen uſw. anſſerhalb des eichpflichtigen Verkehrs. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 26. Juli 1912. 

An die Stelle der Vorſchriften des Anhangs zur Eichgebührentaxe vom 28. Dezember 
1884 (ABl. 1885, Beilage 2 zu Nr. 5) tritt mit dem Tage der Veröffentlichung dieſes 
Erlaſſes die in der Anlage abgedruckte „Gebührenordnung für eichamliche Prüfungen und 
Beglaubigungen außerhalb des eichpflichtigen Verkehrs“, welche dem Beſchluſſe des Bundes⸗ 
rats vom 7. Juni d. Is. entſpricht (vergl. Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 539). 


Im Auftrage. 
IIa. 3008. Luſensky. 


An die Herren Oberpräſidenten. 
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Anlage. 


Gebührenordnung 


für 


eichamtliche Prüfungen und Beglaubigungen außerhalb des eichpflichtigen 
Verkehrs. 


Erſter Abſchnitt. 
Gebühren. 


1. Für die Prüfungen von Gegenſtänden, die ſich von eichfähigen Meßgeräten nicht, 
oder nur in der Form, Einteilung, Bezeichnung uſw. unterſcheiden, werden, ſofern die 
Prüfung nach den Grundſätzen der Eichung geſchieht, die Sätze der Eichgebührenordnung 
erhoben, und zwar die der gleichen Stufe, oder in deren Ermangelung die der nächſt⸗ 
höheren Stufe der Eichgebühren. N 
2. In gleicher Weiſe werden die Gebühren berechnet für die Prüfung ſolcher Prüfungs⸗ 
hilfsmittel (Fehlergewichte, Zulagegewichte, Büretten und Pipetten, Meßpipetten, Fehler⸗ 
gläſer, Abſchnitte für Eich⸗ und Verkehrsfehlergrenzen auf Eichkolben, Dicken⸗ und Tiefen⸗ 
maße, Lehren, Maßſtäbe uſw.), deren Genauigkeit der Genauigkeit eichfähiger Meßgeräte 
entſprechen ſoll. 

3. Für die Prüfung von Gegenſtänden mit der Genauigkeit entſprechender Gebrauchs⸗ 
normale ſowie für die Prüfung von Schraublehren, Nonien und ähnlichen Feinteilungen, 
ferner für die Prüfung von Eichkolben, die zur Prüfung von Kubizierapparaten für Fäſſer 
und Gasmeſſer dienen, iſt das Doppelte der für entſprechende eichfähige Meßgeräte in Be⸗ 
tracht kommenden Eichgebühren zu erheben. 

4. Für die Prüfung von Wagen mit der Genauigkeit der Eichamtswagen ſowie für 
die Prüfung von Kontrollgasmeſſern iſt das Vierfache der für entſprechende eichfähige Meß⸗ 
geräte in Betracht kommenden Eichgebühren zu erheben. 

5. Für die Prüfung von Kubizierapparaten für Fäſſer und für Gasmeſſer werden 
folgende Sätze erhoben: 


bis zu 100 Liteer 0 erk, 
miebe 08 00 4000 ee 
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größere, für jede volle oder angefangene Stufe von 
100 Liter mehr . „ 


Für die Prü ichtheit und Haltbarkeit allein wird die Hä 
rh fung auf Dichtheit und H Hälfte der obigen 
60 6. Für die Beglaubigung von Gegenſtänden mit der Genauigkeit der entſprechenden 
a men iſt das Vierfache der für entſprechende eichfähige Meßgeräte I Vetracht 
keit 1975 en Eichgebühren zu erheben. Für die Beglaubigung von Wagen, deren Genauig- 
in e überſteigt, na e a 

a . „ Für Konſtruktionsprüfungen an Meßgeräten iſt das Doppelte der fü ende 
rate un Betracht on Eichgebühren zu erheben. ni für entipgäil 
für die 51 die Beglaubigung von Hebelſyſtemen und Gewichtsgerätſchaften find Gebühren 
beanf erwendete Zeit, und zwar mit 3 % für jede angefangene Stunde und für jeden 
an Beamten, zu berechnen. 

Anhalt 1 Weiſe wird verfahren, wenn die Veſtimmungen in Nr. 1 bis 7 einen 
er zugelaf bieten, z. B. bei der Beglaubigung von Meßgeräten, deren Größe außerhalb 
entſprech ſenen Größen liegt, oder die auch der Art nach eichfähigen Meßgeräten nicht 

hen, wie größere Tanks, Tankwagen, Zementbottiche uſw. i 
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Zweiter Abſchnitt. 
Sonſtige Beſtimmungen. 

1. Die im erſten Abſchnitte feſtgeſetzten Gebühren ſind auch dann zu erheben, wenn 
die Prüfung zu einer Beglaubigung nicht geführt hat. Mußte jedoch die Prüfung ſchon 
nach einer äußerlichen Beſichtigung abgelehnt werden, ſo werden Gebühren nicht erhoben. 

2. Iſt die Prüfung mit beſonderen Nebenarbeiten verbunden, wie Auseinandernehmen 
oder Zuſammenſetzen des Gegenſtandes, Berichtigung, Herſtellung vorläufiger Skalen uſw., 
ſo können Zuſatzgebühren bis zur Hälfte der Gebühren erhoben werden. 

3. Für Prüfungen, die zur Ausſtellung eines Fehlerverzeichniſſes mit beſtimmten 
Zahlenangaben führen ſollen, wird ein Zuſchlag bis zur Hälfte der Gebühren erhoben. 

4. Für Nachprüfungen werden die gleichen Gebühren erhoben wie für erſte Prüfungen. 

5. Bei allen außerhalb der Amtsſtelle ſtattfindenden Prüfungen werden neben den 
Gebühren die beſtimmungsmäßigen Tagegelder und Reiſekoſten ſowie die aus der Hin- und 
Rückbeförderung der Normale und Prüfungsmittel entſtehenden Koſten erhoben. 


Berlin, den 26. Juli 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIa. 3008. Luſensky. 


Betr. Eichung der Förderwagen und Gefäße. 
Bekanntmachung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin W. 9, den 10. Auguſt 1912. 


Nachdem durch § 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 24. Mai 1911 (RG Bl. S. 243) 
angeordnet iſt, daß die Vorſchrift im § 7 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 
1908 (RGBl. S. 349) über die Neueichung der im Bergwerksbetriebe zur Ermittelung des 
Arbeitslohns dienenden Förderwagen und Fördergefäße am 1. Januar 1913 in Kraft tritt, 
übertrage ich die polizeiliche Aufſicht über die Durchführung des § 7 der Maß- und 
Gewichtsordnung in den der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden Betrieben den Berg⸗ 
revierbeamten. 

In Vertretung. 
IIa. 2127. I. 4062. Schreiber. 


5. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Die in Nr. 32 des Reichsgeſetzblatts für 1912 enthaltene Bekanntmachung des Reichs⸗ 
Eiſenbahnamts vom 31. Mai 1912 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
1. Ammon-Nobelit mit den angehängten Buchſtaben A, B, C uſw. (veränderte Zu⸗ 
ſammenſetzung), 
2. Pfalzit, 
3. Barbarit I, II, III uſw., 
4. Geladene Handwurfmunition. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß die Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Dynamit⸗Aktien⸗Geſellſchaft vormals Alfred Nobel & Cie zu Hamburg, 
zu 2. der Pulverfabrik Hasloch a. M., 
zu 3. den Sprengſtoffabriken Kriewald bei Gleiwitz, 
teilt ift zu 4. der Dynamit⸗Aktien⸗Geſellſchaft vormals Alfred Nobel & Cie zu Hamburg 
erteilt iſt. 
Berlin, den 14. Auguſt 1912. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
II b. 6601. Luſensky. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Genehmigung gewerblicher Anlagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. i det dog e 18 82 

In meinem Rekursbeſcheide vom 9. Januar d. J. iſt bereits ausgeſprochen, daß eine 
Gemeinde als beteiligt im Sinne des § 59 LVG. anzuſehen iſt, wenn ſie gegen eine be⸗ 
antragte Genehmigung einer gewerblichen Anlage Einſpruch erhebt. Eine Einſchränkung 
dieſer Auffaſſung im Sinne der von Ihnen angezogenen Rechtsentſcheidung des Bayeriſchen 
Verwaltungsgerichtshofs entspricht nicht der in Preußen von der Rekursinſtanz geübten 
Spruchpraxis. Aber auch wenn man die Grundſätze jener Entſcheidung zur Auslegung der 
preußiſchen Geſetzesbeſtimmungen heranziehen wollte, würden ſie die Zuſtändigkeit des 
dortigen Stadtausſchuſſes nicht begründen können, weil die Stadt nicht nur ein ideelles, 
ſondern als Trägerin der Unterhaltungslaſt der Schule und ihres Gebäudes auch ein 
finanzielles Intereſſe daran hat, daß durch gewerbliche Anlagen nicht die Benutzung der 
Schule beeinträchtigt werde. 

Im Auftrage. 

Zu III. 4877. gez. Dr. Hoffmann. 


An den Herrn Vorſitzenden des Stadtausſchuſſes in N. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Niederdruckkeſſel. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 10. Auguſt 1912. 

Auf die Eingabe erwidere ich Ihnen, daß das von Ihnen gebaute Standrohr für 
Niederdruck⸗Dampfheizkeſſel einer beſonderen Genehmigung nach § 1 Ziffer 3b; der all⸗ 
gemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 17. De⸗ 
zember 1908 nicht bedarf. Das ſowohl an den Dampf- als an den Waſſerraum an- 
geſchloſſene, in offener Verbindung mit der Atmoſphäre ſtehende Tauchrohr ſtellt ein vom 
Dampfraum ausgehendes, nicht abſchließbares Rohr in Hebeform dar, bei dem der kurze 
Schenkel des Hebers durch den äußeren Ringquerſchnitt des Tauchrohrs gebildet wird. 
Der Einbau des Differentialregulators ändert hieran nichts zu ungunſten der Wirkſamkeit 
des Standrohrs, der Regulator läßt vielmehr bei Abſchluß der unteren Verbindung mit 
dem Waſſerraume des Keſſels das Entweichen des Dampfes ſowohl nach Überwindung 
der Waſſerſäule im Standrohr als auch nach Überwindung des nur wenige Zentimeter 
1 Waſſerverſchluſſes der angeordneten Hilfs- und Alarmrohre unmittelbar durch 

ere zu. 
Im Auftrage. 


III. 5010. gez. Neumann. 


An die N. N. Aktiengeſellſchaft in N. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Rs: Betr. Auflöſung beſtehender Ortskraukenkaſſen (§§ 47, 48 KG.). 
er Es: für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 18, na 

Wunen ſich Dan Inkrafttreten der Kaiſerlichen Verordnung vom 5. Juli 1912 (RG Bl. ©. 439) 
geſetzes nich eltchende Ortskrankenkaſſen auf Grund der $$ 47, 48 des Krankenverſicherungs⸗ 
Mitgliedertreis mehr auflöſen und durch Gründung einer neuen Ortskrankenkaſſe für ihren 

reis ihre Vereinigung herbeiführen. Ziffer 3 Satz 1 und 2 des Erlaſſes vom 
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8. Mai d. J. (SMBl. S. 264) ift daher, wie ſich auch aus dem erſten Abſatz des Erlaſſes 
vom 15. Juli d. J. (SMBl. S. 394) ergibt, nicht mehr anzuwenden. 


In Vertretung. 
III. 5622. Schreiber. 


An den Vorſtand des Verbandes der Ortskrankenkaſſen in N. 


b) Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Betr. Auftellung der Kaſſenbeamten. 


Der Reichskanzler (Reichsamt des Innern). 
Berlin, den 18. Juli 1912. 


Nach 88 349, 350 der Reichsverſicherungsordnung hat das Verſicherungsamt unter 
gewiſſen Vorausſetzungen, wenn ſich im Vorſtand einer Kraukenkaſſe die Arbeitgeber und 
die Verſicherten über eine für die Kaſſe anzuſtellende Perſon nicht einigen können, ſeiner⸗ 
ſeits vorläufig die für die Wahrnehmung der Stelle erforderliche Perſon zu beſtellen. Es 
iſt die Frage zu meiner Kenntnis gebracht worden, ob das Verſicherungsamt in ſolchem 
Falle zweckentſprechend verfährt, wenn es mit der vorläufigen Wahrnehmung der Stelle 
nicht einen unbeteiligten Dritten beauftragt, ſondern einen der beiden Bewerber, deren 
Anſtellung je eine der ſtreitenden Gruppen im Vorſtande gewünſcht hatte. 

Die Frage ſcheint mir eine nicht unerhebliche allgemeine Tragweite zu beſitzen, und 
dieſer Umſtand gibt mir zu folgender Bemerkung Veranlaſſung. 

Die Vorſchrift der §8 349, 350 a. a. O. iſt in dieſer Form erſt durch die Reichstags⸗ 
kommiſſion in den Entwurf eingefügt worden. Maßgebend für den betreffenden Vorſchlag 
war das Beſtreben, die Fälle noch weiter, als im Entwurfe, zu beſchränken, in denen die 
Mehrheitsgruppe im Vorſtand einen nur ihr genehmen Stellenbewerber der Minderheits⸗ 
gruppe aufdrängen könne. Deshalb ſollte, ſofern nicht eine beſonders qualifizierte Mehr⸗ 
heit für den einen der Bewerber gefunden würde, die vorläufige Stellenbeſetzung einer 
an dem Streite unbeteiligten Stelle — dem Verſicherungsamt — übertragen werden. Man 
hoffte, daß in der Regel während des ſo geſchaffenen Proviſoriums und infolge desſelben 
eine gewiſſe Beruhigung bei den ſtreitenden Vorſtandsgruppen eintreten und zur dem⸗ 
nächſtigen Einigung beitragen würde. Es liegt auf der Hand, daß eine ſolche verſöhnliche 
Wirkung weit eher erreicht werden kann, wenn die unbeteiligte Stelle eine bisher bei dem 
Streite gleichfalls ganz unbeteiligte Perſon beſtellt, als wenn ſie der einen Partei gerade 
den von ihr bekämpften Kandidaten der Gegenſeite aufdrängt und dadurch in gewiſſem 
Grade bei dem Streite zugunſten dieſer Gegenſeite eingreift. 

Im Wortlaute des Geſetzes ſelbſt ſowie auch im Kommiſſionsbericht iſt dieſer Gedanke 
freilich nicht ausdrücklich ausgeſprochen; er iſt aber bei der mündlichen Erörterung in der 
Kommiſſion wiederholt und von verſchiedenen Seiten geltend gemacht worden. 

Hiernach halte ich es im Intereſſe einer friedlichen Durchführung der Kranken⸗ 
verſicherung für ſehr erwünſcht, daß bei Anwendung des § 350 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Regel nicht auf einen der Kandidaten der Arbeitgeber oder der Ver⸗ 
ſichertengruppe zurückgegriffen werde, es ſei denn, daß andere geeignete Perſönlichkeiten nicht 
zur Verfügung ſtänden. 

Falls meine Anſicht auch dortſeits geteilt wird, ſtelle ich geneigter Erwägung anheim, 
ob es ſich nicht empfiehlt, die Verſicherungsämter und Oberverſicherungsämter durch ein 
entſprechendes Rundſchreiben demgemäß zu verftändigen. 


In Vertretung. 
II. 4527. gez. Delbrück. 


An den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe. 
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Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 10. Auguſt 1912. U 
Abdruck überſende ich Ihnen zur Kenntnis mit dem Erſuchen, die Perſicherungsämter 
und Oberverſicherungsämter Ihres Bezirks von vorſtehendem Schreiben des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers (Reichsamt des Innern) zu verſtändigen. 


III. 5251. Dr. Sydow. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin W. 9, den 16. Auguſt 1912. 

Auf Grund des § 170 der Reichsverſicherungsordnung beſtimme ich auf den Antrag 
der Großherzoglich Oldenburgiſchen Güteradminiſtration in Eutin, daß die Großherzoglichen 
Beamten, die auf den im Kreiſe Oldenburg belegenen Fideikommißgütern Seiner König⸗ 
lichen Hoheit des Großherzogs von Oldenburg endgültig angeſtellt ſind, von der Kranken⸗ 
verſicherungspflicht befreit ſind, ſoweit ſie ihr nach § 165 Reichsverſicherungsordnung 
unterliegen. 

In Vertretung. 
III. 5673. gez. Schreiber. 


An das Königliche Oberverſicherungsamt in Schleswig. 


4. Verſicherung der Angeſtellten. 
Betr. Beitragsmonate (§ 51 d. Geſ.). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 16. Auguſt 1912. 


Auf Grund des § 51 Nr. 4 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. De⸗ 
zember 1911 (RGBl. ©. 989) beſtimme ich für den Bereich der Bergverwaltung, daß die 
nachbenannten Lehranſtalten als ſtaatlich anerkannte im Sinne der angeführten Vorſchrift 
zu gelten haben: 

die Königliche Bergakademie zu Berlin, 
die Königliche Bergakademie zu Clausthal, 
die Oberſchleſiſche Bergſchule zu Tarnowitz, 
die Niederſchleſiſche Bergſchule zu Waldenburg, 
die Eislebener Bergſchule zu Eisleben, 

die Clausthaler Bergſchule zu Clausthal, 
die Bergſchule zu Bochum, 

die Bergſchule zu Eſſen, 

die Bergſchule zu Saarbrücken, 

die Bergſchule zu Siegen, 

die Bergſchule zu Dillenburg, 

die Bergſchule zu Wetzlar, 

die Bergſchule zu Aachen. 


Der Erlaß iſt in den Regierungsamtsblättern zu veröffentlichen. 


In Vertretung. 


I. 6031. IIL 581. 
> Schreiber. 


An di 5 5 
ie Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten zu Potsdam. 
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VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Die Beſtimmungen des § 129 GewO. finden auf die Haltung und Ausbildung von Lehrlingen 
in den Großbetrieben, die über den Handwerksbetrieb hinausgehen, keine Anwendung. 


I. Entſcheidung des Strafſenats des Königlichen Oberlandesgerichts in Cöln 
vom 1. Dezember 1911. 

Der Angeklagte iſt als Geſchäftsführer der elektrotechniſchen Anſtalt, Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, in X beſchuldigt, im Betriebe dieſes Gewerbes Lehrlinge den Vor⸗ 
ſchriften der Gewerbeordnung zuwider gehalten und ihre Ausbildung Perſonen überlaſſen 
zu haben, die nicht die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen beſaßen, Übertretung der 
§§ 129, 148 Z. 9b der Reichsgewerbeordnung. Das freiſprechende Urteil des Königlichen 
Schöffengerichts in X wurde von der Strafkammer beſtätigt. 

Die Annahme der Strafkammer, daß es ſich bei dem von dem Angeklagten geleiteten 
Unternehmen um einen gewerblichen Großbetrieb, der über den Handwerksbetrieb hinaus⸗ 
geht, handelt, iſt zutreffend begründet und von der Reviſion nicht angefochten. Daher 
bleibt nur die Rechtsfrage zu erörtern, ob $ 129 GewO. auch auf derartige Großbetriebe 
Auwendung findet. 

Die Königliche Staatsanwaltſchaft begründet die Bejahung dieſer Frage damit, daß 
nach der Abſicht des Geſetzes für eine tüchtige Ausbildung der Lehrlinge Gewähr geleiſtet 
werden ſolle und daher nur ſolchen Lehrherren, die den Vorſchriften der §§ 129 ff. ge⸗ 
nügten, die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen eingeräumt ſei. Dieſer Zweck werde 
nicht erreicht, wenn in Großbetrieben die gleiche Befähigung des mit der Ausbildung von 
Lehrlingen Betrauten wie beim Handwerksbetriebe nicht verlangt werde. Wenn der Geſetz⸗ 
geber eine ſolche Bevorzugung des Großgewerbes hätte ſchaffen wollen, ſo hätte er dies 
ſicherlich beſonders zum Ausdrucke gebracht. Aber gerade daraus, daß er es nicht getan 
habe, die im Großgewerbe ausgebildeten Lehrlinge aber den Lehrlingen der Handwerks⸗ 
meiſter völlig gleichſtelle, müſſe gefolgert werden, daß auch die Befugnis zur Anlernung 
von denſelben Vorausſetzungen abhängig ſei. 8 

Dieſen Standpunkt vertrete das Oberlandesgericht in Breslau in ſeiner Entſcheidung 
vom 25. Januar 1910 (abgedruckt in der Mitteldeutſchen Handwerkerzeitung Nr. 13 vom 
1. Oktober 1910) ſowie das Oberlandesgericht in Naumburg in einem Urteil, das in der 
Zeitſchrift „Das Deutſche Handwerksblatt“, 5. Jahrgang, Heft 9 vom 1. Mai 1911 
Seite 161/162 abgedruckt iſt, während der erkennende Senat bereits in ſeinem Urteile vom 
10. März 1911 Seite 29/11 ausgeſprochen hat, daß § 129 GewO. nur für diejenigen 
Perſonen gilt, die ein Gewerbe handwerksmäßig und ſelbſtändig betreiben. 

An dieſer von Landmann und von Neukamp Note 1 zu § 129 ebenfalls vertretenen 
Auffaſſung hält der Senat auch nach erneuter Prüfung feſt. Sie findet ihre Stütze nicht 
allein in der Faſſung und Einteilung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung über die 
Lehrlingsverhältniſſe, ſondern auch in den Vorarbeiten des Geſetzgebers. In der Kom⸗ 
miſſion zur Vorberatung der Novelle vom 30. Mai 1908 war beantragt worden, in § 129 
Abſ. 1 ſtatt in „Handwerksbetrieben“ zu ſetzen „In Betrieben, welche Handwerkslehrlinge 
ausbilden“, und zwar wurde dazu ausgeführt, daß es ſich hier um die wichtige Frage der 
Unterſcheidung von Handwerk und Fabrik handle: die Regierungsvorlage beſchränke die 
neue Vorſchrift für die Anleitung von Lehrlingen auf Handwerksbetriebe. Es beſtehe die 
Gefahr, daß man alle größeren Handwerksbetriebe als Fabrikbetriebe auffaſſen und von 
den ſpeziell für das Handwerk erlaſſenen Vorſchriften über das Lehrlingsweſen ausnehmen 
werde, dadurch werde der Geltungsbereich des Geſetzes allzu ſehr eingeſchränkt. Gerade 
in den Fabriken ſei aber die Lehrlingsausbildung ſehr wichtig. Der Lehrling habe in der 
Fabrik keine Gewähr für eine tüchtige fachliche Ausbildung. Demgegenüber betonte ein 
Regierungsvertreter, daß die Novelle in Übereinſtimmung mit den bei der Beratung der 
Gewerbeordnungsnovelle vom 7. Januar 1907 ſeitens des damaligen Staatsſekretärs des 
Innern abgegebenen Erklärungen ſich ausdrücklich auf die Regelung der Verhältniſſe im 
Handwerke beſchränke, wie dies übrigens für die $$ 129 bis 132 der Gewd. ſchon 
durch deren Stellung im Syſtem der GeiwD. gekennzeichnet ſei. Der Abſchnitt III (Lehr⸗ 
lingsverhältniſſe) zerfalle in den die §88 126 bis 128 umfaſſenden Unterabſchnitt: A. All⸗ 
gemeine Beſtimmungen, welche neben dem Handwerk auf den fabrikmäßigen Gewerbebetrieb 
und die nicht zum Handwerke gehörigen Gewerbe Anwendung finden, und den die 88 129 
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bis 132d umfaſſenden Unterabſchnitt: B., welcher nur für diejenigen Perſonen gelte, welche 
ein Gewerbe handwerksmäßig betreiben; auch die vorliegende Novelle wolle und könne 
die Lehrlingshaltung in Fabriken nicht regeln. 

Nachdem dann noch von verſchiedenen Seiten für und wider die Ausdehnung des 
§ 129 auf Fabrikbetriebe geſprochen worden war, betonten die Regierungsvertreter wieder⸗ 
holt ausdrücklichſt, daß die verbündeten Regierungen einem ſolchen Eingriff in die Verhält⸗ 
niſſe der Fabriken und ihrer Lehrlingsausbildung, wie der Antrag ihn erſtrebe, wohl kaum 
ihre Zuſtimmung erteilen würden; es führe zu Inkonſequenzen, die Lehrlingsausbildung 
in den Fabrikwerkſtätten dieſer lediglich für das Handwerk berechneten Vorſchrift 
zu unterziehen, während im übrigen die Fabriken den für das Handwerk ſpeziell erlaſſenen 
Vorſchriften der Gewerbeordnung ausdrücklich entzogen ſeien. Bei der Abfaſſung und der 
Vertretung der ſogenannten Handwerkernovelle von 1897 ſei von ſeiten der verbündeten 
Regierungen ausdrücklich betont worden, daß man eine Ausdehnung der für das Handwerk 
erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen auf die Fabriken auf keinen Fall zugeben könne; in 
dieſer Stellung der verbündeten Regierungen habe ſich ſeither nichts geändert. Schließlich 
wurde der Antrag abgelehnt und die Regierungsvorlage angenommen. 

Aus dieſen Kommiſſionsverhandlungen ergibt ſich zweifelsfrei, daß der Geſetzgeber 
die Beſtimmung des § 129 GewO. auf Handwerksbetriebe beſchränken wollte. Dieſe Be⸗ 
ſchränkung iſt auch aus der ganzen Faſſung des Geſetzes erkennbar. Es kann alſo nicht 
aus wirtſchaftlichen oder ſozialen Erwägungen oder ſonſtigen Zweckmäßigkeitsgründen die 
Unterſtellung der Großbetriebe, die ſich direkt als Fabriken darſtellen oder doch fabrif- 
ähnlichen Charakter haben und über den Handwerksbetrieb hinausgehen, unter die nach dem 
ausdrücklichen Willen des Geſetzgebers nur für Handwerker geltende Vorſchrift des § 129 
Gewd. hergeleitet werden. . 

Demnach mußte die Reviſion mit Koſtenfolge gemäß $ 505 StPO. als unbegründet 
verworfen werden. 


II. Entſcheidung des Strafſenats des Königlichen Kammergerichts vom 
2. Mai 1912. 


Der Angeklagte, der Inhaber eines Betriebs zur Herſtellung elektriſcher Apparate 
iſt, iſt wegen Übertretung des § 131 GewO. gemäß § 148 Ziffer 9 ebenda verurteilt, 
weil er nach den Feſtſtellungen der Strafkammer es unterlaſſen hat, ſeine Lehrlinge anzu⸗ 
halten, ſich nach Ablauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung zu unterziehen. 

Die Strafkammer nimmt an, daß er dazu verpflichtet geweſen ſei, obgleich ſein Betrieb 
ein fabrikmäßiger und kein handwerksmäßiger ſei. Denn dadurch, daß den Lehrlingen in 
§ 129 Abſ. 5 GewO. geſtattet ſei, ihre Lehrzeit in einem dem Gewerbe angehörenden Groß⸗ 
betriebe zurückzulegen, würden die Inhaber derartiger Betriebe, falls ſie Lehrlinge annähmen, 
auch den Vorſchriften der GewO. über Ausbildung von Lehrlingen unterworfen. 

Die Reviſion iſt begründet. 

Der Abſchnitt 3 des 7. Titels der Gewd., der die Lehrlingsverhältniſſe regelt, zerfällt 
in die Unterabteilungen A und B. Erſtere enthält unter der Überſchrift „Allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen“ Vorſchriften über die Lehrlinge aller unter die GewO. fallender Betriebe, 
letztere unter der Überſchrift „Beſondere Beſtimmungen für Handwerker“ Sondervorſchriften 
über das Anleiten von Lehrlingen durch Handwerker. 

In dieſem Abſchnitt B finden ſich auch die hier in Frage kommenden 98 129 und 131e. 
9 er 9 129 werden zunächſt diejenigen Perſonen aufgeführt, die die Befugnis haben, 

ehrlinge in einem Handwerk auszubilden. Es ſind dies 
. Handwerker, die eine Meiſterprüfung beſtanden haben, 
erſonen, die eine ſolche nicht beſtanden haben, unter gewiſſen Vorausſetzungen, 
N Großbetriebe, die dem betreffenden Gewerbe angehören, 
ſtaatliche, ſtaatlich unterſtützte oder anerkannte Lehrwerkſtätten oder ſonſtige 

8 9 Unterrichtsanſtalten. 

In § 131 wird d vorgeſchrieben, daß der Lehrling ſi tehrzeit 
der Gi 0 ann vorge ‚ g ſich nach Ablauf der Lehrz 

oeh enpeifung unterziehen 5 die Innung und der Lehrherr in dazu G ſolle. 
eines Großen ſich, ob unter dem Lehrherrn in dieſem Zuſammenhang auch der Inhaber 
fugnis, Leh etriebs zu verſtehen iſt, der von der ihm in § 129 GewdO. beigelegten Be⸗ 
a Di ange in feinem Betrieb auszubilden, Gebrauch macht. 
eſe Frage iſt zu verneinen. 


ze 2 
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Wie bereits die oben dargelegte äußere Einteilung des die Lehrlingsverhältniſſe regelnden 
Stoffes ergibt, und wie ferner bei den Erörterungen über eine Abänderung des § 129 
Abſ. 1 Gewd. in der Kommiſſion zur Vorberatung der Novelle vom 30. Mai 1908 ſeitens 
der Regierungsvertreter ausdrücklich betont iſt, find die Vorſchriften in 88 129 bis 1322 
Gewd. lediglich für die Lehrlingsausbildung durch Handwerker gegeben (vergl. die Aus- 
führungen im Urteil des OG. Cöln vom 1. Dezember 1911, vorftehend). Dies wurde 
auch bereits bei Beratung der ſogenannten Handwerkernovelle vom 26. Juli 1897, die den 
ganzen Unterabſchnitt B der Gew. einfügte, betont (vergl. Rohrſcheidt Gewd. S. 574; 
Landmann Gewd. 5. Aufl. Band 2 S. 268). 

Daß die Vorſchriften in SS 129 ff. für Lehrlinge in Fabriken nicht gelten ſollten, 
ergibt ferner die Faſſung, die der Abſ. 1 des § 134 von der Novelle vom 28. Dezember 
1908 hatte. Er lautete: 

„Auf Fabrikarbeiter finden die Beſtimmungen der 88 121 bis 125 oder, wenn die 
Fabrikarbeiter als Lehrlinge anzusehen find, die Beſtimmungen der SS 126 bis 128 An 
wendung.“ — Dieſer Abſatz iſt allerdings durch die Novelle vom 28. Dezember 1908 
beſeitigt. Dies iſt aber nur geſchehen, weil der Begriff „Fabrik“, deſſen Feſtſtellung im 
einzelnen Falle oft große Schwierigkeiten gemacht hatte, aus der GewO. überhaupt aus⸗ 
geſchaltet werden ſollte (vergl. Neukamp Gew. O., 9. Aufl. S. 333; Verhandlungen des 
Reichstags, 12. Legislaturperiode, 1. Seſſion S. 5899). Auf die Abſicht einer grundſätz⸗ 
lichen Anderung der Stellung der Lehrlinge in gewerblichen Großbetrieben kann alſo aus 
der Streichung des Abſ. 1 des § 134 nicht geſchloſſen werden. 

Der Senat vermag ſich daher den in Heft 15 Jahrgang 4 und Heft 9 Jahrgang 5 
des deutſchen Handwerksblatts mitgeteilten Urteilen der Oberlandesgerichte Breslau und 
Naumburg nicht anzuſchließen, iſt vielmehr mit dem erwähnten Urteil des OLG. Cöln der 
Anſicht, daß die geſamten Vorſchriften in den 88 129 bis 13242 GewO. der Überſchrift des 
fie enthaltenden Abſchnitts entſprechend nur für die Lehrlingsausbildung durch Handwerker 
gelten, und daß als Lehrherr im Sinne des $ 1316 Gewd. der Inhaber eines Groß⸗ 
betriebs, in dem Lehrlinge eines Handwerks ihre Lehrzeit zurücklegen, nicht angeſehen 
werden kann. 5 

Ganz außer Betracht muß dabei aber die in der Reviſionsbegründung geltend gemachte 
Erwägung bleiben, daß es zu wirtſchaftlich undenkbaren Konſequenzen führen müſſe, wenn 
man Beſitzern großer Fabriken zumuten wolle, ſich mit ſolchen Einzelheiten wie der Ab— 
legung der Geſellenprüfung eines der zahlreichen Lehrlinge ihres Betriebs zu befaſſen. 
Die Vorſchriften in 88 126 bis 128 Gew. legen dem Lehrherrn viel weitergehende Pflichten 
auf, und ſie gelten für alle unter das Geltungsgebiet der Gewerbe⸗Ordnung fallenden 
Ba > ſie Groß- oder Kleinbetriebe ſein, in gleicher Weiſe (vergl. Landmann 
a. d. D. S. 235). 

Da der Angeklagte alſo nicht als Lehrherr im Sinne des § 131 Gewd. anzuſehen 
iſt, bedarf es einer Prüfung der weiteren Frage, ob in dem, was er getan hat, ein An— 
halten der Lehrlinge zu finden iſt, nicht. Es war vielmehr zu erkennen, wie geſchehen. 


2. Bücherſchau. 
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